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ED 74 

Gemeindeanteile an den Gemeinschaftssteuern im II. Quartal 2011  

Das Hessische Ministerium der Finanzen hat die Gemeindeanteile für das II. Quartal 2011 
bekannt gegeben. Die entsprechenden Daten geben wir in nachfolgender Tabelle bekannt: 
 

 
 

Gemeindeanteil an 
der Einkommensteuer 

Gemeindeanteil an 
der Umsatzsteuer 

Kompensation  
Familienleistungsausgleich 

 
II. Quartal 2011 

 
583.369.886,98 86.673.058,40 44.842.299,25 

 
II. Quartal 2010 

 
584.929.180,56 83.385.502,40 42.471.949,50 

Veränderung 
zum Vorjahres-

quartal in % 
-0,3  3,9 5,6 

 

Im April und Mai 2011 zeigen die Daten des Bundesfinanzministeriums 
(bmf.bund.de/Wirtschaft und Verwaltung/Steuerschätzung/Steuereinnahmen/ Steuereinnah-
men, Stand: 11.07.2011) ein negatives Aufkommen für die veranlagte Einkommensteuer (-8 
bzw. -2 Mio. €) bzw. im Mai einen negativen Saldo der Abgeltungssteuer von -56 Mio. € in 
Hessen, was das Gesamtergebnis des Gemeindeanteils an der Einkommensteuer deutlich 
belastet. Die Einnahmen aus dem Gemeindeanteil an der Einkommensteuer entwickeln sich 
in Hessen damit schlechter als im Bundesdurchschnitt. 

Die Verteilung erfolgt auf Grundlage der Schlüsselzahlen nach Anlagen 1 und 2 der Vierten 
Verordnung zur Änderung der Hessischen Ausführungsverordnung zum Gemeindefinanzre-
formgesetz v. 4. März 2009 (GVBl. I S. 107). Zur Neuregelung der Schlüsselzahlen ab 2012 
verweisen wir auf unseren Eildienst Nr. 8 – ED 63 – v. 21.06.2011. 

Wir bitten um Kenntnisnahme. 

 

Dezernat 1 - Dr.R./Rau.  Nr. 9 – ED 74 vom 21.07.2011 
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ED 75 

Entwurf von Änderungsverordnung zur GemHVO-Doppik u nd GemKVO

Die Verordnung über die Aufstellung und Ausführung des Haushaltsplans der Gemeinde mit 
doppelter Buchführung (Gemeindehaushaltsverordnung – GemHVO-Doppik) und die Ver-
ordnung über die Kassenführung der Gemeinden (Gemeindekassenverordnung – GemKVO) 
sind nur befristet bis zum 31. Dezember 2011 in Kraft.  

Die kommunalen Spitzenverbände sind aufgefordert, bis 15.09.2011 zu den Änderungsent-
würfen Stellung zu nehmen.  

Die Änderungsentwürfe sind im Mitgliederbereich unserer Homepage www.hsgb.de in der 
Rubrik Mitwirkung/Gesetzesänderungen abrufbar.  

Ausweislich der Entwurfsbegründung dienen die Änderungen im Wesentlichen dem Ziel der 
Klarstellung bzw. Präzisierung im Wortlaut der Vorschriften. Einige der Änderungen sind vor 
dem Hintergrund des Gesetzentwurfs der Fraktionen der CDU und der FDP für ein Gesetz 
zur Änderung der Hessischen Gemeindeordnung und anderer Gesetze (LT-Drucks. 18/4031, 
vgl. dazu unseren Eildienst Nr. 6 – ED 55 – vom 19.05.2011) zu sehen. 

Die Gemeindekassenverordnung wird insgesamt neu gefasst. Auf diese Weise gibt es wie-
der eine „durchgeschriebene“ Version des geltenden Gemeindekassenrechts. Inhaltlich zie-
len die Änderungen vor allem darauf ab,  

− die Entwicklung bei der technischen Abwicklung des Zahlungsverkehrs besser zu be-
rücksichtigen,  

− die Übernahme der Vorschriften über die Buchführung in die Gemeindehaushaltsver-
ordnung in der Gemeindekassenverordnung zu spiegeln und 

− Sicherheitsanforderungen bei der Anwendung der elektronischen Signatur festzule-
gen.  

Die geschätzte Meinung unserer Mitgliedschaft interessiert uns insbesondere zu den vorge-
schlagenen Änderungen bei den Mustern zur GemHVO-Doppik.  

Sollten Sie zu den Entwürfen Anmerkungen, Einschätzungen und Änderungsvorschläge bei-
steuern wollen, erbitten wir angesichts der gesetzten Frist im Interesse einer angemessenen 
Vorbereitung der Stellungnahme unseres Verbandes Ihre Rückäußerung bis 19.08.2011. 

Wir bitten um Kenntnisnahme. 

 

 

Dezernat 1-Dr.R./Rau  Nr. 9 – ED 75 vom 21.07.2011 
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ED 76 

Fördermöglichkeiten mit niedrigen Zinsen für energe tisches Sanieren

Der Rat der Gemeinden und Regionen Europas – Deutsche Sektion – (RGRE) hat Folgen-
des mitgeteilt: 

„Die KfW hat uns darauf hingewiesen, dass das Programm Energieeffizient sanieren – 
Kommunen einige die Kommunen begünstigende Änderungen erfahren hat.  

In dem Programm ist nunmehr die energetische Sanierung aller kommunalen Nichtwohn-
gebäude, die vor dem 01.01.1995 fertiggestellt wurden, möglich. Neben Schulen und 
Kindertagesstätten kommt jetzt auch die energetische Sanierung von Rathäusern, Ver-
waltungsgebäuden, Gemeindezentren, Kultureinrichtungen oder Altenpflegeeinrichtungen 
in Betracht.“  

Ausführliche Informationen zu den Programmen können direkt unter www.kfw.de/ESK-2018 
abgerufen werden.  

Wir bitten um Kenntnisnahme. 

 

Dezernat 1-Dr. R./Rau  Nr. 9 – ED 76 vom 21.07.2011 
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ED 77 

Hessisches Gesetz zum Abbau der Fehlsubventionierun g im Wohnungswesen  
(HessAFWoG)

Das HessAFWoG war befristet und galt bis zum 30. Juni 2011. 

Der Hessische Landtag hat einen Gesetzentwurf zur Verlängerung der Geltungsdauer des 
Gesetzes in 2. Lesung mehrheitlich abgelehnt. Damit trat das Gesetz gem. § 17 HessAF-
WoG mit Ablauf des 30.06.2011 außer Kraft. Die Rechtsgrundlage für eine Festsetzung der 
monatlichen Ausgleichszahlungen nach § 3 HessAFWoG ist damit entfallen. Ab dem 1. Juli 
2011 durfte damit die Fehlsubventionierungsabgabe in Hessen nicht mehr erhoben werden.  

Der Hessische Städte- und Gemeindebund hatte sich in einer Stellungnahme gegen das 
Auslaufen des HessAFWoG und für die Beibehaltung der Erhebung der Fehlbelegungsab-
gabe ausgesprochen.  

Wir bitten um Kenntnisnahme. 

 

Dezernat 1-Dr. R./Rau  Nr. 9– ED 77 vom 21.07.2011 
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ED 78 

Umstellung der Automation in der hessischen Steuerv erwaltung auf KONSENS I;  
Mitteilung der Umstellungstermine  

Die Oberfinanzdirektion Frankfurt am Main teilt Folgendes mit: 

„Im Zuge einer bundesweiten Vereinheitlichung stellt Hessen ab Mitte Juli 2011 seine ei-
genen Automationsverfahren auf KONSENS I (KOordinierte Neue Software ENtwicklung 
der Steuerverwaltung) um. Die Umstellung betrifft nahezu alle Verfahrensbereiche. 

Der Umstieg auf das neue Verfahren erfolgt in der Zeit vom 22. bis 31. Juli 2011. Wäh-
rend dieses Zeitraums steht den hessischen Finanzämtern nur eine sehr eingeschränkte  
EDV-Unterstützung zur Verfügung. Daher kann es insbesondere bei der Erstellung von 
Steuer- oder Grundlagenbescheiden zu Verzögerungen kommen. Auskünfte können 
während der genannten Zeit nur auf der Basis des Datenbestands vom 21.07.2011 erteilt 
werden. 

Wir bitten um Kenntnisnahme. 

 

 

Dezernat 1-Dr.R./Rau  Nr. 9 – ED 78 vom 21.07.2011 
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ED 79 

Neue kleine Gemeindesteuern: Satzungsmuster für ein e Pferdesteuer  

Angesichts der dramatisch schlechten Finanzlage vieler Städte und Gemeinden häufen sich 
in unserer Anfragen zur Einführung neuer „kleiner“ Gemeindesteuern. Diese ergänzen in der 
Praxis die bestehenden großen Steuereinnahmequellen der Gemeinden. Die so genannten 
„kleinen“ Gemeindesteuern sind als örtliche Verbrauch- und Aufwandsteuern die einzigen 
Steuerarten, bei denen die Gemeinden einen größeren Gestaltungsspielraum in Bezug auf 
das Ob ihrer Erhebung, die Bemessungsgrundlage und den Steuersatz haben. Sie erlauben 
zudem in besonderer Weise, bestimmte Arten von Konsum gezielt zu besteuern.  

1. Informationen zu „kleinen“ Gemeindesteuern 

Zu Bettensteuer, Bräunungsautomatensteuer, Mobilfunkmasten- und Windkraftanlagensteu-
er und den dabei bestehenden rechtlichen Problemen hatten wir in unserem Eildienst Nr. 11 
– ED 117 – v. 30.11.2010 Stellung genommen. Ein Muster über die Erhebung einer über die 
Spielapparatesteuer hinaus erweiterten Vergnügungssteuer haben wir im Eildienst Nr. 8 – 
ED 69 – v. 21.06.2011 vorgestellt. Dieses Muster kann im Mitgliederbereich unserer Home-
page in der Rubrik „Satzungsmuster“ heruntergeladen werden. 

2. Satzungsmuster Pferdesteuer 

Rechtlich ohne größere Probleme zulässig ist die Erhebung einer Pferdesteuer. Hierzu ha-
ben wir angesichts vielfacher Anfragen ein Satzungsmuster erarbeitet. Aus verschiedenen 
Gründen dürfte eine solche Steuer als ergänzende gemeindliche Einnahmequelle besonders 
geeignet sein: Die angesichts der Kosten der Pferdehaltung rechtlich zulässigerweise zu 
erhebenden Steuersätze lägen deutlich über denen der Hundesteuer. Die Pferdesteuer lässt 
sich auch besonders klar als örtliche Aufwandsteuer ausgestalten.  

Zudem ist eine gewisse Akzeptanz in der Öffentlichkeit für gerade diese Steuer durchaus 
erkennbar: In einigen auch online verfügbaren Bürgerhaushaltprojekten aus Nordrhein-
Westfalen überwog die Zustimmung für den Vorschlag, eine solche Steuer einzuführen (z. B. 
in Gütersloh, Lüdenscheid und Münster). Auch in der überregionalen Presse fanden solche 
Überlegungen durchaus freundliche Resonanz (z. B. Harald Martenstein: „Wenn der Mann 
von der Stadt kam, sagten die Leute einfach: „Sorry, ich kenne diese Katze nicht““, in: Zeit-
Magazin Nr. 34 v. 19.08.2010). Bislang wurde die Steuer aber nach unserer Kenntnis noch 
nirgends eingeführt. Angesichts der zunehmenden Zahl von Anfragen haben wir ein Sat-
zungsmuster ausgearbeitet, das auch mit ausführlichen Erläuterungen versehen ist. Beides 
steht selbstverständlich kostenlos im Mitgliederbereich unserer Homepage in der Rubrik Sat-
zungsmuster zum Herunterladen bereit.  

Wir bitten um Kenntnisnahme. 

 

 

Dezernat 1-Dr. R./Rau.  Nr. 9 – ED 79 vom 21.07.2011 
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ED 80 

Entschädigungssatzungsmuster sowie Geschäftsordnung smuster für den Gemeinde-
vorstand – Stand: Mai 2011  

In dem neuen Entschädigungssatzungsmuster vom Mai 2011 ist aufgrund eines redaktionel-
len Versehens in § 3 Abs. 2 S. 2 des Musters der „Fraktionsvorsitzende“ sowohl im ersten 
als auch im vierten Spiegelstrich aufgeführt worden. Lediglich hinter dem vierten Spiegel-
strich muss es heißen: „Fraktionsvorsitzende gem. § 36a HGO“. Weiterhin ist unter dem ers-
ten Spiegelstrich „die oder den Vorsitzenden der Gemeindevertretung“ anzuführen.  
 
Im Geschäftsordnungsmuster für den Gemeindevorstand vom Mai 2011 ist versehentlich in 
§ 15 Abs. 2 sowie in Abs. 3 eine gleiche Regelung enthalten. § 15 Abs. 2 S. 3 des Musters 
kann deshalb gestrichen werden.  
 
Wir haben die Änderungen in den eingestellten Mustern im Intranet vorgenommen und bitten 
um entsprechende Beachtung.  
 

 

Dezernat 2 – Adr/Hg  Nr. 9 – ED 80 vom 21.07.2011 
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ED 81 

Feuerwehrbeschaffungskartell  
hier: Informationen über das Gesprächsergebnis am 0 6.07.2011  

Mit der als Anlage beigefügten Darstellung des Deutschen Städte- und Gemeindebunde s 
(DStGB) vom 07.07.2011 informieren wir über den derzeitigen Stand des Gesprächsergeb-
nisses der kommunalen Spitzenverbände mit den am Feuerwehrbeschaffungskartell beteilig-
ten Firmen.  

Alle betroffenen Firmen (Rosenbauer, Schlingmann und Ziegler einschließlich IVECO-
Magirus) haben der ebenfalls als Anlage beigefügten „Erklärung zum Feuerwehrbeschaf-
fungskartell“  zugestimmt. Neben der Beauftragung eines Gutachters zur Klärung der Frage 
der Feststellung eines potenziellen Schadens und der Schadenshöhe haben alle Firmen 
einen Verzicht auf die Einrede der Verjährung gegenüber Schadensersatzansprüchen der 
kommunalen Vertragspartner erklärt.  

In den beigefügten Anhängen werden des Weiteren die vergaberechtlichen Folgen des 
Feuerwehrbeschaffungskartells  dargestellt. Hierin sind sowohl Allgemeine Informationen 
und Überprüfung der Eignung bzw. „Selbstreinigung“ von Unternehmen als auch eine Bie-
tererklärung  zur Zusicherung der Zuverlässigkeit bzw. zur Wiederherstellung der Zuverläs-
sigkeit (Selbstreinigung-Checkliste) enthalten.  

Wir bitten um Beachtung. 

 

Dezernat 2 – Sie/Pö  Nr. 9 – ED 81 vom 21.07.2011 
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ED 82 

Aktuelle Informationen zur Einführung des BOS-Digit alfunks in Hessen  

Im Hinblick auf die Ausschreibung und die weitere Durchführung zur Einführung des BOS-
Digitalfunks in Hessen waren seitens der Mitgliedskommunen an uns mehrere Fragen he-
rangetragen worden. Dies haben wir zum Anlass genommen, diese in einem Gespräch mit 
dem Projekt Digitalfunk BOS Hessen zu erörtern und eine Klärung zuzuführen. 

Als Ergebnis dieses Gesprächs ist uns seitens des o.a. Projektes Nachfolgendes mitgeteilt 
worden: 

1. Wie ist der aktuelle Stand der Technik bei der B eschaffung von Endgeräten? 

Zum Zeitpunkt der Lieferung werden die Endgeräte mit dem aktuellsten Stand der Firmware 
ausgestattet sein. Etwaige notwendige Updates, die beispielsweise zur Behebung eines 
Softwarefehlers, zur Schließung einer Sicherheitslücke oder zur Gewährleistung der Be-
triebsfähigkeit der Endgeräte notwendig sind, werden vom Endgerätehersteller für die Ge-
währleistungszeit von 2 Jahren kostenlos zur Verfügung gestellt. 

2. Wie lange funktioniert ein Endgerät, wenn keine Updates gemacht wurden? 

Dies hängt von der Kritikalität der Updates ab. Es ist geplant, per Fernabfrage den jeweiligen 
Update-Status abzurufen. Das Land wird darauf hinweisen, dass entsprechende Updates 
gemacht werden müssen. 

3. Überlassung der Rahmenvertragsvereinbarung. 

Das Projekt Digitalfunk BOS wird den Kommunen nach Vertragsabschluss alle relevanten 
Bestimmungen aus dem Rahmenvertrag in Form eines „Informations- und Handlungsleitfa-
dens“, der die Rechte und Pflichten der Kommunen zur Vertragsausführung zusammenfasst, 
zur Verfügung stellen. Es wird bereits jetzt darauf hingewiesen, dass diese Bestimmungen 
vertraulich zu behandeln sind und nicht veröffentlicht werden dürfen. 

4. Muss sich jede Gemeinde individuell nach der ers ten Beschaffung noch um die 
Bezuschussung kümmern? 

Die genaue Verfahrensweise der Sonderförderung zur Erstbeschaffung Digitalfunk Endgerä-
te kann noch nicht abschließend festgelegt werden. Geplant ist, sobald die Einkaufspreise 
der Endgeräte der gemeinsamen Beschaffungsaktion feststehen und das Ausschreibever-
fahren rechtskräftig abgeschlossen ist (August/September 2011), den Kommunen eine indi-
viduelle Mitteilung der förderfähigen Gerätemengen nach taktischer Ausstattungsliste zu-
kommen zu lassen. Hierfür wurden die Kreise bis zum 31.05.2011 aufgefordert, eine aktuelle 
Statistik der Fahrzeuge und Personal in den Freiwilligen Feuerwehren der Projektgruppe zur 
Verfügung zu stellen. Auf Grundlage dieser Werte wird dann die jeweilige Mitteilung erstellt. 
Danach prüfen wir z.Zt., ob eine Abrechnung direkt mit dem Lieferanten, d.h. schon mit 
Rechnungsstellung oder ein vereinfachtes Verfahren nach Abschluss der gesamten förde-
rungsfähigen Lieferung möglich ist. Dies ist jedoch von den Möglichkeiten des elektronischen 
Bestellwerkzeuges des Lieferanten abhängig. Deshalb kann diese Frage erst zum Ende des 
Ausschreibungsverfahrens abschließend beantwortet werden.  
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5. Erhält jede Kommune einen festen Zuschuss von 30  %? 

Die Höhe der Zuwendung richtet sich nach der finanziellen Leistungsfähigkeit der Zuwen-
dungsempfänger und ihrer Stellung im Finanz- und Lastenausgleich. Das Land Hessen hat 
beschlossen, die kommunalen Bedarfsträger bei den Erstbeschaffungen von Digitalfunkgerä-
ten mit in der Regel 30 v.H. +/- 10 % (gleich 20 % - 40 %) zu unterstützen. 

 

6. Wo sind die Fahrzeugeinbauten vorzunehmen? Gibt es ein mobiels Einbauteam? 

Die Fahrzeugumrüstung der nichtpolizeilichen Kräfte, wie z.B. Feuerwehr oder Hilfs- und 
Rettungsdienstorganisationen werden eigenverantwortlich von den jeweiligen Kommunen 
bzw. Betreibern vorgenommen. Hilfestellungen bei Planung, Beschaffung und Umrüstung 
dieser Fahrzeuge erfahren die verantwortlichen Stellen, in Abhängigkeit des Beschaffungs-
fortschritts der Endgeräte, durch das Projekt Digitalfunk in Form von Einbauempfehlungen, 
Umrüstungskonzepten sowie Schaltplänen. Interkommunale Lösungsansätze für zentra-
le/dezentrale Umbauten sind von den Kommunen eigenständig zu planen und zu begleiten. 

Fahrzeugumrüstungskonzepte werden hierfür von der hessischen Polizei nach deren Frei-
gabe in Auszügen zur Verfügung gestellt. Derzeit sieht die Polizei die Beauftragung eines 
Generalunternehmers vor, welcher auch die logistische Abwicklung in seiner Verantwortung 
hat. Die Vor- und Nachteile einer zentralen Umrüstung in einer oder mehreren ausgewählten 
Werkstätten bzw. dezentralen Lösung mit mobilen Einbauteams werden derzeit betrachtet 
und ausgewertet. Auch diese Erkenntnisse können bei Bedarf den Kommunen im Rahmen 
ihrer Planungen zur Verfügung gestellt werden, wobei die nPol-Spezifika hierbei zu beachten 
sind. 

Das Fahrzeugeinbaukonzept ist im Mitgliederbereich unseres Internetangebotes (unter 
Fachinformationen / Top-Themen) abrufbar. 

 

Dezernat 2 - Hg  Nr. 9 – ED 82 vom 21.07.2011 

 
  



21 

ED 83 

Unlautere Methoden der GWE-Wirtschaftsinformations GmbH 

 

Aufgrund vermehrter Anfragen aus unserem Mitgliederbereich ist derzeit die GWE-
Wirtschaftsinformations GmbH aktiv und versucht mit Hilfe unlauterer Methoden die Kommu-
nen zu einer Eintragung in eine Gewerbeauskunfts-Zentrale zu bewegen. 

Die Vorgehensweise des Unternehmens ist irreführend . Die Städte und Gemeinden 
sollten die ihnen vorliegenden Anfragen nicht  beantworten.  

Wir verweisen auf ein Schreiben des Deutschen Städte- und Gemeindebundes über die Vor-
gehensweise der GWE-Wirtschaftsinformations GmbH hin. Mittlerweile liegen zwei Urteile 
des LG Düsseldorf (Urt. v. 15.04.2011, Az.: 38 O 148/10) und des LG Hamburg (Urt. v. 
14.01.2011, Az.: 309 S 66/10) vor, die sich mit der Vorgehensweise der GWE beschäftigen.  

Diese Unterlagen sind im Mitgliederbereich unseres Internetangebotes (unter Fachinforma-
tionen / Top-Themen) abrufbar. 

Wir bitten um Beachtung. 

 

Dezernat 2 – Sie/Adr  Nr. 9 – ED 83 vom 21.07.2011 
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ED 84 

Online-Umfrage zum kommunalen Nachhaltigkeitsengage ment  

 

Das Institut für Zukunftsforschung und Technologiebewertung (IZT) führt mit Förderung des 
Bundesumweltministeriums und der Deutschen Bundesstiftung Umwelt eine systematische 
Erhebung des kommunalen Nachhaltigkeitsengagements durch. Bisher liegen dem IZT ver-
gleichsweise wenig Rückmeldungen aus Hessen vor, weswegen die Geschäftsstelle noch-
mals ausdrücklich anregt, an der Erhebung teilzunehmen. 

Anlässlich des Weltgipfels „Rio+20“ sollen damit das Innovationspotential in den Kommunen 
aufgezeigt und Handlungsempfehlungen für Entscheidungsträger in den Unterzeichnerstaa-
ten der Agenda 21 entwickelt werden. Die Ergebnisse werden in mehrere Sprachen über-
setzt und sollen im Rahmen eines Side-Events beim Weltgipfel „Rio+20“ im Juni 2012 in Rio 
de Janeiro vorgestellt werden. 

Die Erhebung soll die Frage beantworten: Wo steht Deutschland auf dem Weg in eine Ge-
sellschaft, in der die Bürgerinnen und Bürger vor Ort zusammenwirken, um den Kindern und 
Enkelkindern eine ökologisch, sozial und ökonomisch intakte Lebenswelt zu hinterlassen? Es 
ist geplant, herausragende Beispiele aus deutschen Städten und Gemeinden in einer Bro-
schüre zu veröffentlichen. 

Die Online-Befragung kann auf folgender Website durchgeführt werden: 

 http://projekte.izt.de/rio20-vor-ort/online-befragu ng 

Nähere Informationen zum Projekt „Rio+20vor-ort“ finden Sie unter: 

 http://www.izt.de/rio  

 

Wir bitten um Kenntnisnahme. 

 

[Stichworte: Kommunale Nachhaltigkeit, Nachhaltigkeit, Online-Umfrage, IZT] 
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Informationsveranstaltung zur Familienforschung im Personenstandsarchiv Hessen  
und im Staatsarchiv Marburg  in Verbindung mit der Gesellschaft für Kultur- und 
Denkmalpflege – Hessischer Heimatbund   
Auf der Suche nach den eigenen Wurzeln?  

Die Suche nach den eigenen Vorfahren ist ein Hobby, das sich großer Beliebtheit erfreut. 
Nachdem die eigenen Eltern oder Großeltern befragt worden sind, reißt der Faden, der zu 
den Generationen vorher führt, jedoch oft ab. In Archiven lagern die Quellen, mit deren Hilfe 
man weiter in die Vergangenheit zurück recherchieren kann.  
Wie geht man vor, wenn man die Stammtafel seiner Familie erstellen will? Welche Unterla-
gen kann man im Staatsarchiv Marburg und im Personenstandsarchiv Hessen dazu heran-
ziehen? Diesen Fragen widmet sich eine Informationsveranstaltung, die am Montag, dem 17. 
Oktober 2011, im Personenstandsarchiv Hessen stattfindet. 
Dr. Annegret Wenz-Haubfleisch, Archivdirektorin am Staatsarchiv Marburg, und Dr. Katrin 
Marx-Jaskulski, Leiterin des Personenstandsarchivs Hessen, geben einen Überblick über die 
Vielfalt von Quellen für genealogische Fragestellungen. Nach einer kurzen Einführung in die 
Struktur des Archivwesens und einer Vorstellung der Nutzungsmöglichkeiten, die Archive 
bieten, wird anhand konkreter Beispiele gezeigt, wie man eine familiengeschichtliche Re-
cherche startet und welche Informationen in Standesamtszweitbüchern, Standesregistern, 
Auswandererlisten, Katastern und anderen Quellen zu finden sind. 

Termin:  Montag, 17. Oktober 2011, 13:00 bis 16:30 Uhr  
Ort:  Personenstandsarchiv Hessen, Leipziger Straße 83, 35279 Neustadt 
Leitung:  Dr. Annegret Wenz-Haubfleisch, Archivdirektorin am Staatsarchiv Marburg, und Dr. 
Katrin Marx-Jaskulski, Archivrätin im Personenstandsarchiv Hessen  
Teilnehmerzahl: max. 60 Personen 

Anmeldung für diese Veranstaltung  (per Mail, Fax oder Brief) unter Angabe von Name, 
Adresse, Telefon und evtl. e-Mail bitte nur an die Geschäftsstelle der Gesellschaft für Kultur- 
und Denkmalpflege – Hessischer Heimatbund, Bahnhofstraße 31a, 35037 Marburg  
Email: info@hessische-heimat.de, Fax: 032121 223925 

 

Für Rückfragen zur Veranstaltung  wenden Sie sich bitte an das Personenstandsarchiv 
Hessen: 06692/20388-0  
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Lehrgang „Vertragliche Gestaltungsmöglichkeiten von  Kommunen / Miet-, Wohnungs-
aufsichts- und Obdachlosenrecht“ (02.11. – 04.11.20 11) im Rahmen des Freiherr-vom-
Stein-Instituts  

In der Zeit vom 02.11. – 04.11.2011 findet im Rahmen des Freiherr-vom-Stein-Instituts im 
SeePark Kirchheim, 36275 Kirchheim/Hessen ein Lehrgang „Vertragliche Gestaltungsmög-
lichkeiten von Kommunen / Miet-, Wohnungsaufsichts- und Obdachlosenrecht“ mit den The-
men: 

• Grundstückskaufverträge 
• Nutzungs- und Überlassungsverträge am Beispiel Photovoltaik, Mobilfunk und Windkraft 
• Neue Entwicklungen im Miet- und Pachtrecht 
• Wohnungsaufsichts- und Obdachlosenrecht 

statt. 

Es wird mitgeteilt, dass bei dem Lehrgang noch Plätze frei sind.  
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                                                                                                             Schelzke 
                                                                                                   Geschäftsführender Direktor 

 

Anlagen 
Stellenanzeigen 
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Stellenanzeigen 

Die Marktgemeinde Haunetal  (3.400 Einwohner) im Landkreis Hersfeld-Rotenburg hat im 
Rahmen der Nachfolgeregelung (Beginn der Ruhephase in der Altersteilzeit des Stelleninha-
bers) zum nächstmöglichen Zeitpunkt die Stelle des/der 

  LEITERS/LEITERIN DER BAUABTEILUNG  

zu besetzen. 

Aufgabengebiet: 

Verantwortliche Leitung der gesamten Bauabteilung mit den Sachgebieten Hoch- und Tief-  

bau, Bauverwaltung, Gebäude- und Liegenschaftsverwaltung sowie Bauhof.Begleitung und 
Überwachung von Planung, Ausschreibung, Vergabe, Durchführung und Abrechnung von  

Maßnahmen im Hoch- und Tiefbau, Überwachung und Koordination von Architekten- und 
Ingenieurleistungen  

Flächennutzungs- und Bauleitplanung, Beitragswesen und Fördermittelabrechnung  
Vorbereitung und Durchführung von Entscheidungen der gemeindlichen Gremien mit Teil-
nahme an den Sitzungen  

Voraussetzungen:  

Abgeschlossenes Studium als Diplom-Ingenieur/in im Bereich Bauwesen oder einen ver-
gleichbaren Hochschulabschluss oder Bautechniker/in mit mehrjähriger Berufserfahrung.  

Umfassende Kenntnisse und praktische Berufserfahrung in der öffentlichen Verwaltung.  
Rechts- und Verwaltungskenntnisse und fundierte Fachkenntnisse im Bauplanungs- und -
ordnungsrecht, im Erschließungs- und Beitragsrecht, im Vergaberecht sowie Erfahrungen 
bei der Durchführung und Überwachung von Baumaßnahmen im Hoch- und Tiefbau.  

Erfahrungen mit moderner Informationstechnik und betriebswirtschaftliche Kenntnisse, Er-
fahrungen im neuen kommunalen Rechnungs- und Steuerungssystem (NKRS) und im Be-
reich der erneuerbaren Energien werden vorausgesetzt.  

Hohes Maß an Engagement, Flexibilität, Teamfähigkeit, Führungskompetenz und Belast-
barkeit sowie entscheidungssicherer und kooperativer Arbeitsstil.  

Die Vergütung erfolgt nach dem TVöD. Schwerbehinderte werden bei gleicher Eignung be-
vorzugt.  

Bewerbungen richten Sie bitte bis zum 10. Aug. 2011  mit den üblichen Unterlagen an 
den Gemeindevorstand der Marktgemeinde Haunetal, Ko nrad-Zuse-Platz 6, 36166 
Haunetal  

Bitte legen Sie Ihrer Bewerbung keine Originale bei, z. B. Zeugnisse, da eine Rücksendung 
nicht erfolgt. 
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In der Stadt Ulrichstein (Vogelsbergkreis) 

ist die Stelle der/des 

hauptamtlichen Bürgermeisterin / hauptamtlichen Bür germeisters 

im Wege der Direktwahl neu zu besetzen. 

Die Stadt Ulrichstein hat zurzeit 3.042 Einwohner. 

Die Bürgermeisterin/der Bürgermeister wird am 06.11.2011 von den Bürgerinnen und Bür-
gern der Stadt Ulrichstein für die Dauer von sechs Jahren gewählt und in das Beamtenver-
hältnis auf Zeit berufen. Gegebenenfalls findet am 20.11.2011 eine Stichwahl unter den bei-
den Bewerberinnen/Bewerbern statt, die bei der Wahl die höchste Stimmenzahl erhalten 
haben. 

Die Besoldung erfolgt derzeit nach Besoldungsgruppe A 16 der Hessischen Kommunalbe-
soldungsverordnung. Außerdem wird eine Aufwandsentschädigung nach den Vorschriften 
des Hessischen Wahlbeamten-Aufwandsentschädigungsgesetzes gewährt. Der frühestmög-
liche Beginn der Amtszeit ist der 01.12.2011. 

Wählbar sind Deutsche im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes oder Staatsan-
gehörige eines der übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen Union mit Wohnsitz in der 
Bundesrepublik Deutschland  (Unionsbürgerinnen/Unionsbürger), die am Wahltag das 25. 
Lebensjahr vollendet und das 67. Lebensjahr noch nicht vollendet haben und die nicht vom 
Wahlrecht nach § 31 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) ausgeschlossen sind. Die 
Wahl erfolgt aufgrund von Wahlvorschlägen, die den gesetzlichen Erfordernissen der §§ 10-
13, 41 und 45 des Hessischen Kommunalwahlgesetzes (KWG) entsprechen müssen. Da-
nach können Wahlvorschläge von Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes, von 
Wählergruppen und von Einzelpersonen eingerecht werden. Inhalt, Form, Aufstellung und 
Einreichung des Wahlvorschlages sind gesetzlich vorgeschrieben. 

Die Wahlvorschläge sind spätestens bis zum Donnerstag 01.09.2011, 18.00 Uhr , schriftlich 
bei dem Wahlleiter der Stadt Ulrichstein, Marktstraße 28-23, 35327 Ulrichstein einzureichen. 
Dort sind auch die  dazu erforderlichen Vordrucke erhältlich. 

Die Wahlvorschläge sind nach Möglichkeit so frühzeitig vor diesem Termin einzureichen, 
dass etwaige Mängel, welche die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, noch vor Ablauf 
der Einreichungsfrist behoben werden können. 

In der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Ulrichstein besteht zurzeit folgende Sitzver-
teilung: SPD 12, CDU 8, F.D.P./FWG 2 und Alternative Kraft 1. 

Die vollständige, mit der Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen verbundene 
Stellenausschreibung ist am 20.07.2011 in den „Ulrichsteiner Nachrichten“ öffentlich bekannt 
gemacht worden. Sie kann unter der oben genannten Anschrift angefordert werden. 

Der Gemeindewahlleiter der Stadt Ulrichstein 
Thomas 
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